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als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

Amtsgericht Herne-Wan ne

IM NAMEN DES VOLKES

U rtei l

In dem Rechtsstreit

der FirmalFIII Autovermietung - vertr.d.d

Prozessbevol I mächtigte :

Autovermietung IQ diese wiederum vertr,d . d c F - ,
-r

Klägerin,

Rechtsanwattel l l f

rlr

g e g e n

die Firma-,  vertr .d.d.  Firma (-  d iese vertr .  d.  d.  GF,

Prozessbevoll mächtigter:

Beklaote.

RechtsanwaltE,

-,

hat das Amtsgericht Herne-Wanne
im schr i f t l ichen Ver fahren am (Zei tpunkt  der  dem Schluss der  rnündl ichen
Verhandlung entspricht) 1 9.02.201 0
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durch den Richter am Amtsgericht Donner
für Recht erkannt:

1,  Die Beklagte wird verurtei l t  an die Kläger in 428,28 € nebstZinsen in
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz sei t  dem 21.06.2009
sowie vorgerichtl iche Anwaltskosten in Höhe von 70,20 € zu zahlen: im
übr igen wird die Klage abgewiesen.

Die Kosten des Rechtsstreites trägt die Klägerln zu 58 oÄ, die Beklagte zu
42 %.

3. Das Urtei l  ist vorläuqfig vol lstreckbar.

Tatbestand:

Am 18.05.2009 kam es in  Herne,  auf  der  Bundesautobahn A42zu e inem
V e r k e h r s u n f a l l , b e | d e m d a s F a h r z e u g d e r F r a u G e i n S k o d a F a b i a K o m b i

beschädigt wurde Das Allernverschulden des Fahrers und Halters cies
Unfal l fahrzeuges ist unstreit ig geblieben Die Haftpfl ichtversicherung der Beklagten
hat  sämt l iche Posi t ionen aus dem Verkehrsunfa l l  mi t  Ausnahme der  h ier  ge l tend
gemachten restl ichen Mietwagenkosten zu tÖ0 % reguliert.

Mit der Klage verlangt die Klägerin an sie abgetretene Schadensersatzansprüche
bezüglich der Mietwagenkosten und trägt dazu vor, der Wagen sei bei ihr währeno
der  Zei t  vom 18.05.2009 b is  zum 02.06.2009 -  Reparaturdauer  -  angemietet
worden.  Unter  dem 06.06.2009 habe s ie  sowohl  gegenLiber  der  Mieter in  a ls  auch
gegenüber  der  haf tenden Beklagten abgerechnet .  Auf  d ie  Gesamtforderung in  Höhe
von net to  1.584,90 € habe d ie Beklagte b isher  nur  859,18 € am 14.07.2009 gele is tet
.  Der  Rest  werde nunmehr gel tend gemacht .  Dazu gehör1en auch d ie
zwischenzei t l ich von ihr  bezahl ten Anwal tskosten in  Höhe vbn 155.30 €.

Die Klägerin beantragt,

die Beklagte zu verurtei len an sre 1.026,85 € nebst Zinsen In Höhe von 5
Prozentpunkten über dem Basiszrnssatz seit  dem 21 .OO.2OOg sowie
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155,30 € vorgerichtl iche Anwaltskosten zu zahlen,

Die Beklagte beantragt,

d ie  Klage abzuweisen.

Sie trägt vor, die Klägerin sei nicht aktivlegit imiert. Die Geschädigte habe nicht mehr

als die erforderl ichen Schadensersatzbeträge ggf. abtreten können. Sie seien aber

durch ihre Zahlung bere i ts  ausgegl ichen.  Die Schwacke-L is te könne im vor l iegenden

Fal l  n icht  a ls  Schätzgrundlage herangezogen werden.  Es handele s ich näml ich n icht

um eine Zusammenstel lung von Mietpreistarifen aufgrund einer großen

Marktuntersuchung. Auch andere Schätzgrundlagen könnten herangezogen werden.

Dies se i  der  Rechtssprechung des BGH zu entnehmen.  Die Anmietze i t  se i  im

übrigen nicht gerechtfert igt, da das Fahrzeug einen Totalschaden erl i t ten habe und

der Gutachter eine Wiederbeschaffungszeit zwischen '10 und 14 Kalendertagen

ermiüelt habe. Auch die Frage der in Rechnung gestel i ten Vollkaskoversicherung sei

eruähnenswert. Die Kosten für Zustel lung und Abholung sowie Zweitfahrergebühren

seien nicht zu erstatten.

Wegen des Vorbr ingens der Parteien im Einzelnen, die s ich im wesent l ichen mit  der
Anwendbarkeit verschiedener Listen als Schätzgrundlage für das Gericht
auseinandersetzen, wird auf den vorgetragenen lnhalt ihrer Schriftsätze nebst
Anlagen Bezug genommen.

Entscheidunqsqründe:

Die Klage ist im zuerkannten umfange begrLindet. Die Klägerin kann noch
Restansprüche aus ihrer  Rechnung vom 06.06.2009 gegen d ie Beklagte gel tend
rnachen.

Bedenken gegen die Forderungsberechtigr-rng der Klägerin bestehe nicht. Auch nach
in Kraft treten des Rechtsdienstleistungsgesetzes ist eine Abtretung von
Forderungen s icherungshalber  i rn  vor l iegerrcJen Fal l  n icht  zu beanstanden.  Nach
dem Gesetz sind diese erlaubnisfrei uncl rechtswirksam. Auch nach älterem Recht
wären im übr igen Bedenken n icht  zu erheben.  Die Kläger" in  hat  e in  e igenes In teresse
an der  Durchsetzung ihrer  gegenüber  der  Geschädigten bestehenden Forderung,
weil sie die durch die Abtretung eingeräumte Sicherheit nunmehr verwirkl ichen wil l .
Damit steht im Vordergrund ein schützenswedes Eigeninteresse, nicht die
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Geltendrnachung fremder Forderungen.

Aus dem eigenen Verhalten cJer Beklagten bzw. der hinter ihr stehenden

Vers icherung schl ießt  das Ger icht  im ubr igen auch,  dass c jas Vorbr ingen im

vorl iegenden Rechtsstreit offenbar nur hi l fsweise erfolgt ist, zumal Zahlungen der
Beklagten auf den an die Klägerin abgetretenen Schadensbetrag erfolgt sind
Angesichts der geschäft l ichen Erfahrenheit der Beklagten geht das Gericht davon
aus,  dass s ie  n icht  ohne e inen Rechtsgrund an e inen Dr i t ten zahlen wol l te  oder
gezahlt hat.

Nach Vor lage der  Rechnung,  des Gutachterrs  und der  Er läuterung der  Rechnung der
Kosten durch d ie Kläger in  geht  das Ger icht  davon aus,  dass s ie  mehr
Schadensersatz von der Beklagten fur die Mietwagenkosten verlangen kann, als
diese bisher bereit war, freiwil l ig zu zahlen. Dabei wird nicht deutl ich, von welcher
Berechnungsgrundlage d ie Beklagte bei  der  Ubenrueisung des Betrages von 8bg,1B
€ überhaupt  ausgegangen is t .  Ob d ies aufgrund ihrer  e igenen Sachkunde oder
aufgrund e iner  zur  Hi l fe  genotxmenen anderen Schätzgrundlage geschehen is t ,  wi rd
n icht  deut l ich.

Dagegen hat die Klägerin im Rechtsstreit dargelegt, wie sie zu den Beträgen in ihrer
Rechnung gekommen ist. Sorveit sie dazu eine Vergleichsrechnung vorgelegt hat,
fo lg t  ihr  das Ger icht  jedenfa l is  anhanC der , ,schwacke-L is te" .  Nach der  s tändigen
Rechtssprechung des Bundesgerichtshofs kann der Geschädigte vom Schädiger
und dessen Haftpfl ichtversicherung gern. S 249 BGB mit dem erforderl ichen
Herstel lungsaufwand auch den Ersatz derjenigen Mietwagenkosten verlangen, die
ein verständiger, wirtschaft l ich denkender Mensch in der Lage des Geschädigten für
zweckmäßig und notwendig halten dur-fte. Er ist dabei aus dem Grundsatz der
Erforderl ichkeit gehalten, das Wirtschaft l ichkeitsgebot zu beachten, in dessen
Rahmen es ihm abver langt  wi rd,  e inen ihnr  zunrutbaren von mehreren mögl ichen
wirtschaft l  ichen Wegen zur Schad ensbehebu n g einzuha lten.

Vorliegend erlitt das Fahrzeug der Geschadigten einen Totalschaden. Es ist also
davon auszugehen, dass sich die Geschädigte darum bemühen müsste,  innerhalb
der von dem von ihr  e ingeschal teten sachverständigen genannten Zei t  e in
Ersatzfahrzeug zu beschaffen.

Für den geltend gemachten Mietwagenpreis ergibt sich damit forgende

Überprüfungsgrundlage des; Gerichtes: Das Gericht kann im Rahmen seines
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tatrichterl ichen Ermessens nach S 287 ZPO anhand einer nachvollziehbaren
Schätzgrundlage die erforderlichen Kosten ersetzen.

Diese Schätzung nimmt das Gericht hier anhand des

Schwacke-Autom ietpreisspiegels 2007 v or.

Soweit die Beklagte darauf verwiesen hat dass es zwischenzeit l ich auch weitere

Listen für Schatzgrundlagen gibt, verkennt das Gericht diese Situation nicht. Es ist
auch geneigt, aufgrund insbesondere in der Frauenhofer Liste vorl iegenden Werle
zu beachten, dass es auch andere Möglichkeiten einer Erhebung von vergleichbaren
Schätzgrundlagen in Deutschland gibt.

Dies a l le in  re icht  ihm aber  n icht  aus,  um davon auszugehen,  dass d ie
Schwacke-Liste als Schätzgrundlage völl ig ungeeignet wäre und deshalb die von der
Beklagten bevorzugte Liste zur Anwendung kommen müsste. So lange es zwischen
den Parteien bei einer Anwendung der Schätzgrundlagen des Gerichtes nur um die
Frage des zu Stande Kommens und deren Vor- und Nachtei le geht, ohne das es aus
diesen Vor- und Nachtei len eine absolute Unanwendbarkeit der einen oder anderen
Liste zu schließen wäre, bleibt es dern Ermessen des Gerichtes überlassen, welche
Liste es als Grundlage im Rahmen eines zu entscheidenden Prozesses anwendet.
Angesichts der vorl iegend zu treffenden Entscheidung ist es nicht notwendig, auf die
einzelnen Argumente für oder gegen diese Listen elnzugehen, da keine der Parleien
bei dem Gericht jedenfal ls einen sicheren Eindruck hervorrufen konnte, die eine oder
andere Liste wäre völl ig unzureichend und damit für eine Schätzung des Gerichtes
unanwendbar.

Unter Berücksichtigung dieser Umstände geht das Gericht clavon aus, dass bei
einem Vergleich aus der Rechnung der Klägerin vom 06.06.2009 für nur einen
Zei t raum von 14 Taqen der  Betrag von 1.031,g4 € net to ,  den d ie Ktäger in  in
Rechnung stel l t ,  nicht unangemessen von dem abweicht, was in der Schwacke-Liste
angegeben ist. Berechnet man nämlich den Wochenpreis von 467,50 € zzgl. eines
Zuschlages

von 20 % fur die Anmietung des Fahrzeuges bei dem konkreten Autovermieter, der
angesichts der Tatsache, dass die Anmietung bereits 2 Stunden nach denr
Unfal lereignis erfolgt ist - was unstreit ig ist - ein Unfal lersatztarif  anbieten konnte, so
wird deutl ich, dass anhand der ermittelten werte zur schwacke-Liste die
Abweichung in  der  Rechnung n icht  so erhebl ich is t ,  a ls  das man s ie  a ls  n icht  mehr
erforderl ich für die Anmietung eines Miet.r lagens ansehen rnüsste .



Das Ger icht  geht  auch davon aus,  dass der  wei iere Betrag in  Höhe von 255,52 € für

die Vollkaskoversicherung $chadensangemessen erhoben wurde. Dabei ist nicht so

sehr  d ie  Über legung ausschlaggebend,  ob das e igene Fahrzeug der  Geschädigten

zum fraglichen Zeitpunkt vol lkaskoversicheft war, sondern ob sie nicht das Risiko

eines Schadens während der Dauer der Anmietzeit ,  der berechtigterweise vom

Vermieter ersetzt verlangt werden kann, ausschließen konnte und musste.

Dagegen hat das Gericht die weiteren Kosten der Zustel lung und

dieZweitfahrergebühr nicht berücksichtigt. lm vorl iegenden Fall  steht nicht einmal

fest, wohin das Fahrzeug konkret von der Klägerin denn gebracht worden ist.

Angesichts des Sitzes der Klägerin in Arnsberg, des Unfal lortes Herne, einer

mögl ichen Anmietung in  Wi t ten b le ib t  vö l l ig  Lrnk lar ,  aus welcher  F i l ia le  d ie
Geschädigte das Fahrzeug bekommen hat  und ob deshalb d ie Beste l lung und
Abholung notwendig waren. Gleiches gi i t  für die Zweitfahrergebühr, denn der
Ehemann der Geschädigten mag zwar ein eigenes Interesse an der Benutzung des
Fahrzeuges gehabt haben, angesichts der Eigentümerstel lung der Geschadigten ist

dieses Interesse jedoch ohne weitere ausführl iche Darlegung nicht als geschützt

anzusehen.  Er  mag durch den Ver lust  der  Fahrrnögl ichkei t  während der  Zei t  der
Wiederbeschaffungsdauer einen f inanziel len Verlust erl i t ten haben. Diesen muss die
Beklagte jedoch nicht ausgleichen.

Aus a l lem fo lg t ,  dass d ie Kläger in  aus der  Vermietung e inen Anspruch in  Höhe von
1 287 ,46 € gel tend machen kann.  Diesei '  A i rspruch is t  b isher  weder  gegenüber  der
Geschädigten noch ihr  gegenLrber  ausgegl ichen.  Zu berücks icht igen is t  a l lerd ings d ie
Zahlung in  Höhe von 859,18 € an d ie Kläger in ,  so dass s ich der  nunmehr noch
geltend zu machende Anspruch auf 428,28 € bemisst. Nur in diesem Umfange war

der  Klage zu entsprechen,  im übr igen war  s ie  abzuweisen.

Die Nebenentscheidungen fo lgen aus SS 247,  286,  2BB BGB

Die Kostenentscheidung beruht auf $ 92 Abs. 1 ZPO; die Entscheic jung über die
vor läuf ige Vol lstreckbarkei t  fo lgt  aus SS 708 Nr.  11 ,713 ZPO.

Donner
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